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Verkinde f

am 12.0ktober 1956 2353 075

, Justizsekretér
als Urkundsbeamter
der Geschaftsstelle

Im Namen des Volkes

In dem Rechtsstreit

Ed

-
des Fuhrunternehmers Conrad Gl sen. in SIS,

Am griinen
Klégers, Berufungsbeklagten, Revisionsklégers
und AnschluBrevisionsbeklagten,

- ProzeBbevollmdchtigter: Rechtsanwalt Prof.Dr. (N -

gegen

den Kraftwagenunternehmer Johann B1(NINEER in SEED
HEEEDStrate @, ’

Beklagten, Berufungskliédger, Revisionsbeklagten
und Anschluflirevisionskléger,

- Prozefbevollméichtigter: Rechtsanwalt Dr. — -

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die
miindliche Verhandlung vom 12. Oktober 1956 unter Mitwir-
kung der Bundesrichter Dr. Kleinewefers, Dr. Engels,

Dr. Meyer, Br. Bode und Dr. HauB

fiir Recht erkannt:

Die Revision des Kl#gers und die AnschluB-
revision des Beklagten gegen das Urteil des 5.
Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Celle
vom 29. September 1955 werden zuriickgewissen.

Die Kosten der Revisionsinstanz werden zu
drei Fiinfteln dem Kldger und zu zwei Fiinfteln
dem Beklagten auferlegt.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

—-———

Am 25, September 1950 hatte der Kléger den Beklagten,
der in Springe eine Kraftwagenvermietung betreibt, beauf-
tragt, ihn zu einer Geschédftsfahrt in einem Kraftwagen zu .
befordern, wobei er seinen Sohn mitnahm. Gegen 21.45 Uhr
fuhr der Beklagte mit dem Chrysler-Personenkraftwagen iiber
die BundesstraBSe 217 von Hameln in Richtung Springe. Er stief
auf der dort 6 m breiten StraBe zwischen den Kilometerstei-
nen 25,% und 25,4 mit einem entgegenkommenden Abschleppwagen
der britischen Streitkréfte zusamﬁen, der wegen eines Ma-
novers mit verdunkelten Scheinwerfern fuhr. Der Kléger und
sein Sohn wurden verletzt. Dem Klédger, der einen Bruch des
Cherschenkels erlitten hatte, muBite das linke Bein ampu-
tiert werden. '

Der Kléger hat vorgetragen, die beiden Fahrzeuge .
hdtten auf eine Entfernung von ca. 100 m abgeblendet, wobei
der britische Wagen allerdings nur den linken Scheinwerfer
abgeblendet habe. Der Beklagte habe bhei einiger Aufmerksam-
keit den Umrif des entgegenkommenden, zusdtzlich noch durch
zwel Positionslichter gesicherten Wagens erkennen und seine
Pahrweise auf ihn einstellen miissen. Er sei aber 1,50 m
iiber die Mittellinie nach links und noch dazu mit hoher Ge-
schwindigkeit gefahren. Dagegen habe das britische Fahrzeug
seine #duBerste rechte StraBlenseite eingehalten, seine rechten
Rédder seien sogar noch auf dem Sommerweg gewesen. Erst im
letzten Augenblick habe der Beklagte den Personenkraftwagen
nach rechts herumgerissen, aber nicht verhindern kdnnen,
daB der britische Wagen auf die vordéygygiite des Personen-~
kraftwagens aufgefahren sei. Die Fahrweise des Beklagten
sei hesonders leichtfertig gewesen, weil er in dem durch
Schilder gekennzeichneten Mandvergeldnde mit abgeblendeten
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Manoverfahrzeugen habe rechnen miissen. Der Beklagte sei in-
folge Ubermiidung und Alkoholgenusses in seiner Pahrsicherheit
beeintréchtigt gewesen.

Der Kléiger hat beantragt,

den Beklagien zu verurteilen, 12.000 DM Schmerzensgeld
zu zahlen, sowie festzustellen, daB der Beklagte ver-
pflichtet ist, ihm den entstandenen und noch entste-
henden Schaden aus dem Unfall zu ersetzen, soweit seine
Anspriiche nicht auf 6ffentlich-rechtliche Versiche-
rungstrédger und 6ffentliche Fiirsorgebehdrden iiberge-
gangen sind oder noch iibergehen werden.

Der Beklagte hat um Abweisung der Klage gebeten.

Br hat vorgetragen, er sei mit einer Geschwindigkeit
von 35 km/st auf der rechtén StraBenseite gefahren. Auf der
in seiner Pahririchtung leicht ansteigenden StraBe sei ein
Scheinwerferlicht entgegenkommender Fahrzeuge nicht wahrnehm-
bar gewesen. Nur sei vor der StraBenkuppe auf der anderen
Straidenseite ein einzelnes schwaches Licht entgegengekommen,
das wohl die rechte Positionslampe des im ilibrigen abgedun-
kelten britischen Fahrzeugs gewesen sei, das er aber fiir das
Licht eines Fahrrades oder Motorrades angesprochen habe.

Er habe die Geschwindigkeit auf etwa 30 km/st herabgesetzt
und sei scharf rechts herangefahren. Der britische Wagen sei
auf seine, des Beklagten, Fahrbahn hiniibergefahren, wahr-
scheinlich weil der britische Fahrer die Rechtskpﬁmmuhg‘der
StraBe nicht beachtet oder in den an der Gegenseite zum
Mandvergelénde abbiegenden Fahrweg habe einfahren wollen.
Mit diesem Hinliberwechseln eines abgedunkelten Fahrzeugs in
seine Fahrbahn habe er nicht rechnen kionnen. Durch den ge-
ringen AlkoholgenuB, zu dem ihn der Kléger verleitet hidtte,
sei seine PFahrsicherheit nicht beeintréchtigt gewesen. Es
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sei unrichtig, daf die BundesstraBe zum Mantvergeliénde ge-
hort habe,

Das Landgericht hat den Schmerzensgeldanspruch dem
Grunde nach fiir gerechtfertigt erklért und die begehrte
Peststellung getroffen. Das QOberlandesgericht hat auf die
Berufung des Beklagten unter Zurlickweisung der weitergehenden
Berufung den Schmerzensgeldanspruch abgewiesen. Mit der Re-
vision verfolgt der Kléger den Schmerzensgeldanspruch weiter,
wdhrend der Bekiagte mit der unselbsténdigen AnschluBrevi-
sion das Ziel der villigen Abweisung der Klage erstrebt.

Entscheidungsgriinde:
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Das -Berufungsgericht ist auf Grund der Ortsbesichti-
gung, der Zeugenvernehmungen,des Inhalts der Strafakten und
der Sachverstandigenbegutachtung zu dem Ergebnis gekommen,
daB sich der Hergang des Unfalls nicht mehr aufklaren lasse.
Insbesondere hdlt das Berufungsgericht die Einzeichnung der
Lauf- und Radierspuren und des Standes der Wagen nach dem
Unfall, wie sie sich in der Verkehrsunfallskizze der Polizei
befindet, fiir so fragwiirdig und so unzuverléssig, daB sie
nicht als Grundlage einer Feststellung herangezogen werden
konne. Aber auch die Zeugenaussagen einschlieBlich der Be-
kundung des britischen Fahrers seien, so fiihrt das Berufungs-
urteil aus, nicht geeignet gewesen, dem Gericht eine einiger-
maBen sichere {Jberzeugung tiber den Hergang des Unfalls zu
vermitteln. Da die linke Wagenseite des Personenkraftwagens
des Beklagten aufgerissen worden sei, konne allerdings die
Moglichkeit ausgeschlossen werden, daf die beiden Fahrzeuge




frontal zusamumengestoBen seien. Jedoch lasse sich nicht
feststellen, welches der beiden Fahrzeuge schridg zur PFahr-
bahn gefahren sei. Es bestehe sowohl die Mdglichkeit, dasB
der zunadchst links fahrende Beklagte seinen Wagen im letzten
Augenblick nach rechts gesteuert habe und dabei von dem ge-
radeaus fahrenden Militdrfahrzeug gerammt worden sei. Mog-
lich sei aber auch, daB der britische PFahrer infolge schlech-
ter Sicht - Manovertarnung der Scheinwerfer - und Unkennt-
nis der StraBenverhdltnisse - Ubersehen des mit der StraBen-
kuppe beginnenden leichten StraBenknicks - das Militdrfahr-
zeug nach links hiniibergelenkt und den geradeaus fahrenden
Personenkraftwagen des Beklagten auf dessen rechter Fahrseite
angefahren habe. Dem Beklagten konne, wenn man die zweite
Moglichkeit unterstelle, kein Vorwurf gemacht werden. Dieser
habe nicht damit zu rechnen brauchen, daB ein entgegenkommen-
des Fahrzeug auf seine PFahrbahn hiniiberfahren werde. Es sei
auch nicht erwiesen, da8 die Geschwindigkeit des Beklagten
iiberhoht gewesen sei. Zu seinen Gunsten sei davon auszugehen,
a8 er 35 bis 40 lm/st nicht fiberschritten habe. Ferner sei
nicht ausguschlieBen, daB8 das britische Fahrzeug nur durch
ein schwach leuchtendes Positionslicht an der rechten Seite
beleuchtet gewesen sei. Ein Beweis fiir eine durch Alkohol-
genuB oder Ubermiidung bedingte Pahrunsicherheit des Beklag-
ten sei nicht erbracht. Da eine Schuld des Beklagten an dem
Unfall nicht bewiesen sei, miisse der Schmerzensgeldanspruch
des;Klﬁgers abgewiesen werden. Andererseits habe sich der
Beklagte aber auch nicht dahin entlasten konnen, daB ihn
keine Schuld treffe. Unterstelle man némlich, daB der Be-
klagte zu weit links gefahren und 'in der Lage gewesen sei,
das britische Militérfahrzeug frilher zu erkennen, so sei

der Unfall auf sein Verschulden zuriickzufiihren. Soweit der
Anspruch des Klédgers auch aus dem Befdrderungsvertrag her-
geleitet werden konne - das treffe bei dem vermégensrecht-
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lichen Anspruch zu -, gehe die UngewiBheit iiber den Her-
gang des Unfalls zu Lasten des insoweit beweispflichtigen
Beklagten. Die Feststellungsklage sei daher gerechtfertigt.

II.

Die Revision versucht darzulegen, daB die Ausfilhrungen
des Berufungsurteils gzur Beweiswiirdigung unzureichend und
von Rechtsirrtum beeinflu8t sind. Sie ist der Ansicht, das
Ergebnis der Beweisaufnahme schliefle die Mtglichkeit schlecht-
hin aus, daB den Beklagten kein Verschulden treffe. Die
Riigen der Revision, die im wesentlichen auf tatrichterlichem
Gebiet liegen, erweisen sich nicht als -begriindet.

1. Das gilt gunéchst von dem Versuch der Revision,
auf die Einzeichnungen in der poligeilichen Verkehrsunfalls-
skizze zurickzugreifen. Es unterlag ausschlieBlich der tat-
richterlichen Wiirdigung, ob diese Einzeichnungen zuverlédssig
erschienen oder nicht. Entgegen der Ansicht der Revision
ergeben die Ausfiihrungen des Berufungsurteils keinen Anhalts-
punkt dafiir, daB an die Beweisfiihrung iibersteigerte Anfor-
derungen gestellt worden sind. Es ist auch nicht zutreffend, .- -
daB das Berufungsgericht im Widerspruch zu physikalischen
Gesetzen davon ausgegangen ist, aus dem Standort des Per-
sonenkraftwagens nach dem ZusammenstoB sei ein sicherer
RilckschluB auf den Ort des ZusammenstoBes mdglich. Vielmehr
hat das Berufungsgericht nur dargelegt, da sich die Ein-
geichnung des Standortes des Personenkraftwagens mit der
iiber dem Personenkraftwagen: eingegeichneten Entfernungsan-
gabe "4,7 m" und den Zeugenbekundungen nicht vereinbaren
lasse. Wenn diese Unstimmigkeiten in Verbindung mit anderen
Momenten dazu gefithrt haben, daB sich das Berufungsgericht
nicht davon iiberzeugt hat, daB die Radierspur des linken
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Vorderrades des britischen Pahrzeugs im wesentlichen so
verlaufen ist, wie es die Skizze aufzeigt, so kann dem aus
Rechtsgriinden nicht entgegengetreten werden. Sind iiber den
Beginn der Radierspur und ihren Verlauf im Verhdltnis zur
Fahrbahn PFeststellungen ﬁicht‘maglich, 80 kinnen aus der
Radierspur nicht die von der Revision gezogenen Folgerungen
fir die Unfallentstehung abgeleitet werden.

2. Es-kdann der Revision-auech nicht zugegében werden,
da8 die vom Berufungsgericht als moglich unterstellte Fahr-
weise des britiscken Militédrfahrzeugs der Lebenserfahrung
widerspreche. Das Berufungsgericht hat es, was die Revision
iiversieht, nicht nur als mdglich angesehen, daB der briti-
sche Fahrer infolge fehlerhafter Reaktion erst zu weit
rechts und dann zu weit links gefahren ist. Es hat es viel-
mehr weiter als nicht fernliegend bezeichnet, daB der bri-
rische Fahrer bei schlechter Sicht der Kriimmung der StraBe
keine Rechnung getragen hat und deshaldb auf die Fahrbahn
des Beklagten gekommen ist. Watiirlich ist es theoretisch
auch méglich, daB der Beklagte die Linkskurve schneiden
wollte und dabei in die Fahrbahn des britischen Fahrzeugs
geraten ist. Das Berufungsgericht durfte es aber ohne Rechts-~
verstoB ablehnen, sich aus allgemeinen Erfahrungen iiber
héufig vorkommende Verkehrswidrigkeiten allein eine Uber-
zeugung zu verschaffen, daB gerade die vom Kliger oder die
vom Beklagten vorgetragene -Darstellung ilber den Unfallab-
lauf zutrifft; denn so lange objektiv gesicherte Beweis-
anzeichen fehlten, handelt es sich bei den Klarungsversu-
chen der Parteien letztlich doch nur um Vermutungen. Die
Ausfiihrungen des Berufungsurteils setzen sich mit dem Ver-
handlungsstoff ausreichend auseinander und genﬁgen‘entgegen
der Ansicht der Revision den Anforderungen des § 286 ZPO.




3. Weshalb die Angaben,”die der Beklagte nach dem
Unfall noch unter dem EinfluB der Gehirnerschiitterung und
des Fiebers gemacht hat, dem Berufungsgericht nicht als
unzuverlassig erschienen sind, hat es eingehend dargelegt.
Einer Vernehmung deaf?olizeiwachtmeisters Klee bedurfte es
nicht, da die unter Beweis gestellte Behauptung als wahr
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behandelt ist. Vi

4. Unterstellt man, daB das britische Fahrgeug auf
die Fahrbahn des Beklagten hiniibergeraten ist, so l&aB8t sich,
wie das Berufungsgericht -sutreffend ausgefiihrt hat, dem
Beklagten ein Vorwurf nicht machen. Es kommt dann nicht
einmal darauf an, ob trotz der mantverbedingten Abdeckung
des britischen Pahrzeugs die Beleuechtung noch erkennbar
war, Jedenfalls konnte der Beklagte das immerhin ungurei-
chend beleuchtete Milit#rfahrgzeug angesichts der StraBen-
wolbung erst aus kurzer Entfernung sehen, vor allem aber
brauchte sich der Beklagte nicht darauf einzustellen,
das PFahrzeug werde auf seine Palirbahn kommen. Fuhr der
Beklagte mit méBiger Geschwindigkeit auf der rechten Strafen-
seite, so lag die Schuld an dem ZusammenstoB ausschlieB-
lich bei dem Fahrer des britischen Fahrgeugs, wenn die
vom Berufungsgericht unterstellte Mdglichkeit des Unfall-~
ablaufs nicht ausgeschlossen ist. DaB der beim Beklagten
festgestellte Blutalkoholgehalt von 0,51 %o allein noch
nicht auf mangelnde Fahrtiichtigkeit hinwies, hat das Be-
rufungsgericht unter Bezugnalime auf das Gutachten des
Prof.Dr. Schmidt ohhe Rechisirrtum ausgefiihrt. Wenn sich
das Berufungsgericht nicht davon iiberzeugt hat, daf der
Beklagte iibermiidet war, so handelt es sich auch hier um
eine tatrichterliche Wiirdigung, der in der Revisionsin-
stanz nicht entgegengetreten werden kann.

<

5. Reichte das Verhandlungsergebnis nicht aus, um




ein fir den Unfall ursédchliches Verschulden des Beklagten
feststellen zu kdnnen, muBte der Schmergensgeldanspruch
des Klégers abgewiesen werden.

IIIﬂ

Aber auch die AnschluBirevision des Beklagten ist un-
begriindet. Das Berufungsgericht ist zutreffend davon aus-
gegangen, daf sich der Beklagte,'soweit sich die Anspriiche
auch aus dem BefOrderungsvertrag herleiten lassen, dahin
entlasten muB, daB ihn keine Schuld trifft (BGHZ 8, 239
[241]). Da die Entstehung des Unfalls ungeklidrt geblieben
ist, muBten nicht ausgerdumte 2Zweifel, soweit sie die Schvld
des Beklagten betrafen, gu seinen lLasten gehen. Diese
Zweifel bezogen sich insbesondere darauf, ob der Beklagte
nicht doch auf der linken Fahrbahnseite gefahren ist und
ob er nicht doch bei geniligender Aufmerksamkeit das entge-
genkommende Fahrgzeug frilher h#itte sehen konnen. Aus den
Ausfilhrungen des Berufungsurteils iiber den Standort der
Wagen nach dem Unfall ergibt sich - wie bereits oben aus-
gefithrt - nur, daB dem Berufungsgericht die Verkehrsunfalls-
skizze der Poligeil nicht zuverlédssig erschien. Nicht aber
148t sich diesen Ausfiihrungen entnehmen, das Berufungsge-
richt sei positiv davon iiberzeugt gewesen, der Unfall habe
sich auf der fir den Beklagten rechten StraBenseite oder
auf der StraBenmitte ereignet. Auch der Sachverstindige
Wolff, dem das Berufungsurteil folgt, betont ausdriicklich,
es bestehe die Moglichkeit, daB der Beklagte die Links-
kurve geschnitten und dabei auf die fiir ihn linke Fahr-
bahnseite gekommen sei. DaB den Beklagten in diesem Falle
ein Verschulden trifft, liegt auf der Hand.
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Mit Recht hat daher das Berufungsgericht der Fest..
stellungsklage des Kligers, die sich auf seine vermdgens-
rechtlichen Anspriiche bezieht, stattgegeben.

Die Entscheidung iiber die Kosten der Revision beruht
avf § 97 ZPO.

Dr. Kleinewefers Dr. Engels Dr. Meyer

Dr. Bode Dr. HauB




	2353 075

	HflHUStraße •>

	- 7 -



